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Mindestlohn, Ren-
te mit 63, Lohn-
gleichheitsge-

setz – nun die Begren-
zung der Zeitarbeit: Die 
große Koalition be-
schließt Regeln, die 
sich gut anhören und 
Wohlfühlen verbreiten: 
Mehr Geld für Gering-
verdiener oder früher in 
Rente – wer sollte et-
was dagegen haben? 
Aus all den Gesetzen 
spricht aber eine Hal-
tung, die die Leistungs-
träger belastet und den 
Staat für den besseren 
Unternehmer hält. Sie 
misstraut dem freien 
Unternehmertum zu-
tiefst und gängelt es 
deshalb mit Vorschrif-
ten, Bürokratie und 
Strafen. Auch das neue 
Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz ist von 
diesem Geist getränkt.  
Die Koalition will nicht 
wahrhaben, dass die 
Zeitarbeit seit Jahren 
eine starke Brücke für 
Arbeitslose in den Ar-
beitsmarkt ist. Die Zeit-
arbeit ist auch ein Mit-
tel, um Auftragsspitzen 
aufzufangen. Das 
macht die deutsche 
Wirtschaft flexibel.  
Dabei hilft die Neure-
gelung nicht einmal 
den Zeitarbeitern. So-
bald sie ihren Job rich-
tig gut beherrschen 
und dehalb – längst ge-
regelt – durch Zuschlä-
ge mehr verdienen, 
müssen sie wieder raus 
aus dem Unternehmen, 
in dem sie eingesetzt 
waren.  
Das Gesetz schadet 
Personaldienstleistern, 
Auftraggebern und be-
troffenen Beschäftig-
ten, aber Koalitionspo-
litiker können sich wie-
der für ein Gesetz fei-
ern, mit dem zumindest 
sie sich besser fühlen.

Wohlfühlpolitik

Volker Nies

Nach § 106 Satz 1 Gewerbeord-
nung – einem der ältesten Ge-
setze in der Bundesrepublik – 
kann der Arbeitgeber Inhalt, 
Ort und Zeit der Arbeitsleis-
tung nach billigem Ermessen 
näher bestimmen, soweit diese 
Arbeitsbedingungen nicht 
durch den Arbeitsvertrag, Be-
stimmungen einer Betriebsver-
einbarung, eines anwendbaren 
Tarifvertrags oder gesetzliche 
Vorschriften festgelegt sind. 
Der Arbeitgeber kann dem Ar-
beitnehmer demnach grund-
sätzlich Anordnungen hin-

sichtlich der Art der Tätigkeit 
(was) und der konkreten Aus-
übung der Tätigkeit (wie) geben. 

Entscheidend für den Um-
fang des arbeitgeberlichen 
Weisungsrechts ist dabei stets, 
wie im Arbeitsvertrag die durch 
den betreffenden Arbeitneh-
mer zu erbringende Tätigkeit 
beschrieben ist. Die arbeitsver-
traglichen Regelungen zum In-
halt der Arbeitspflicht können 

dabei enger oder weiter gefasst 
sein.  

Das für Arbeitsverträge gel-
tende Transparenzgebot ver-
langt vom Arbeitgeber gerade 
nicht, sämtliche mit einer be-
stimmten Position verbunde-
nen Aufgaben detailliert zu re-
geln. So reicht es beispielsweise 
aus, wenn im Arbeitsvertrag 
schlicht vereinbart ist, dass der 
Arbeitnehmer als „Sachbear-

beiter“ zu beschäftigen ist. 
Welche Tätigkeiten genau von 
dem betreffenden Arbeitneh-
mer zu erbringen sind, können 
in diesem Fall vom Arbeitgeber 
im Rahmen seines Weisungs-
rechts festgelegt werden.  

Enthält der Arbeitsvertrag 
hingegen konkrete Regelun-
gen zum Inhalt der Arbeits-
pflicht, wird das Direktions-
recht entsprechend einge-
schränkt. Dabei gilt der Grund-
satz: Je enger die Leistungs-
pflicht im Arbeitsvertrag fest-
gelegt ist, desto enger sind die 
Grenzen des Weisungsrechts.  

Ist eine konkrete Tätigkeit 
vereinbart oder ist der Tätig-
keitsbereich des Arbeitneh-
mers durch eine Stellenbe-
schreibung als Bestandteil des 
Arbeitsvertrags genau be-
stimmt, so bedeutet jede Zu-
weisung einer anderen Tätig-
keit und eines anderen Arbeits-
platzes eine Änderung des Ar-
beitsvertrags, die nicht durch 
Weisungsrecht herbeigeführt 
werden kann, sondern einer 

Änderungsvereinbarung mit 
dem Arbeitnehmer oder einer 
Änderungskündigung bedarf. 

Vor diesem Hintergrund ist 
in der Praxis genau zu überle-
gen, wie eng oder weit die Posi-
tion und Tätigkeit eines neuen 
Mitarbeiters im Arbeitsvertrag 

festgelegt werden sollen. Um 
eine gewisse Flexibilität zu 
wahren, empfiehlt es sich für 
Arbeitgeber in der Praxis regel-
mäßig nicht, eine exakte Stel-
lenbeschreibung zum Inhalt 
des Arbeitsvertrags zu machen. 

Umgekehrt sollte die Tätig-
keit nicht nur mit einem 
Schlagwort beschrieben wer-
den oder nur eine bestimmte 
Abteilung als Einsatzgebiet ge-
nannt werden, weil ansonsten 
die im Falle einer betriebsbe-
dingten Kündigung bei der So-
zialauswahl relevante Ver-
gleichbarkeit (arbeitsvertragli-
che Austauschbarkeit) mit an-
deren Arbeitnehmern ohne 
Not ausgedehnt wird. 

Im Hinblick darauf, dass der 
Arbeitgeber regelmäßig ein In-
teresse daran hat, seine Mitar-
beiter während des bestehen-
den Arbeitsverhältnisses mög-
lichst flexibel durch einseitige 
Weisung im Rahmen des Di-
rektionsrechts anderweitig 
einsetzen zu können, enthal-
ten Anstellungsverträge nicht 

selten Versetzungsklauseln, 
welche das Direktionsrecht 
vertraglich absichern sollen.  

In der Praxis ist allerdings zu 
erwägen, diese Klausel nicht 
aufzunehmen, weil in einem 
funktionierenden Arbeitsver-
hältnis Änderungen des Aufga-
bengebiets oder einzelner Ar-
beitsinhalte normalerweise 
einvernehmlich geschehen. 
Notfalls kann auch zu einer 
Änderungskündigung gegrif-
fen werden.  

Regelmäßig dürfte der mit 
der Versetzungsklausel verbun-
dene Nachteil im Hinblick auf 
die Ausdehnung der Sozialaus-
wahl durch Erweiterung der ar-
beitsvertraglichen Vergleich-
barkeit mit anderen Mitarbei-
tern indes schwerer wiegen als 
die durch die Versetzungsklau-
sel erhaltende Flexibilität. 

 

Dr. Jens-Wilhelm Oberwin-
ter ist Rechtsanwalt der 
Kanzlei Greenfort in Frank-
furt am Main 

In der betrieblichen Pra-
xis stellt sich häufig die 
Frage, was ein Arbeitge-
ber im Rahmen seines 
Weisungsrechts von sei-
nen Arbeitnehmern ver-
langen kann. Dies ist 
nicht immer leicht zu be-
antworten.

Von  
Jens-Wilhelm Oberwinter

STELLENBESCHREIBUNG im Arbeitsvertrag hat in der Praxis enorme Folgen

Weisungsrecht – ohne Wenn und Aber?

RECHTSFRAGEN  
IM FIRMENALLTAG

„Durch die 18-monatige 
Höchstdauer wird die Perso-
naldienstleistung unnötig 
überreguliert – ein Problem vor 
dem Hintergrund des Fach-
kräfte-Mangels. Die Regelung 
geht zu Lasten der Kunden und 
der Mitarbeiter, die wir aus den 
Kundeneinsätzen nach dieser 
Frist abziehen müssen“, sagen 
Roland Jahn und Frank Bräuti-
gam, Geschäftsführer bei Rüb-
sam Fachkräfte. „Unsere Mitar-
beiter werden oft speziell für 
den Kundeneinsatz weiterqua-
lifiziert, und durch den zusätz-
lichen Wechsel müssen neue 
Mitarbeiter wiederum entspre-
chend eingearbeitet und aus-
gebildet werden.“ 

Equal Pay bringe den Fach-
kräften in der Arbeitnehmer-
überlassung nach neun Mona-
ten den gleichen Lohn wie der 
Stammbelegschaft. Wenn die 
Fachkräfte nach 18 Monaten  
gehen müssen, fielen sie 
zwangsläufig wieder zurück. 
„Bei Equal Pay ist die Höchst-
überlassungsdauer unver-
ständlich“, sagen die Rübsam-

Chefs. Insgesamt verteuere 
sich die Dienstleistung für den 
Kunden. Das Gesetz biete Rüb-
sam aber die Chance neuer 
Markt- und Kundenfelder. Die 
R+S-Gruppe beschäftigt  1110 
Mitarbeiter in der Zeitarbeit – 
730 bei Rübsam und 380 bei 
Franke + Pahl in Hamburg. 

Noch kritischer äußert sich 
Wigbert Biedenbach, Vor-
standsvorsitzender der JOB 
AG. Die JOB AG bschäftigt 
6600 Mitarbeiter: „Equal Pay 

hört sich gut an. Aber in der 
Praxis müssen wir jeden Kun-
den fragen, welche Vergütung 
und welche Sachwerte die 
Stammbeschäftigten erhalten 
und müssen das dann in den 
Zeitarbeitssystemen auf Basis 
der Tarifverträge abbilden. Die 
Mitwirkungspflicht der Kun-
denbetriebe ist ungenügend 
geregelt“, sagt Biedenbach. Es 
könne also leicht zu einem Ver-
stoß gegen Equal Pay kommen. 
Die Folgen für Personaldienst-

leister bei Verstößen: Bußgeld 
bis  500 000 Euro und sogar 
Entzug der Arbeitnehmerüber-
lassungserlaubnis. 

Biedenbach moniert so wie 
die Rübsam-Chefs, dass die 
Zeitarbeitnehmer nach 18 Mo-
naten zu neuen Kunden ge-
schickt werden müssen – und 
dann weniger Geld erhalten. 
„Sehr kritisch sehe ich die er-
heblichen Kennzeichnungs- 
und Konkretisierungspflich-
ten. Insbesondere der kurzfris-

tige Austausch von Zeitarbeit-
nehmern, der oft vom Kunden 
gewünscht ist, wird praktisch 
kaum noch umsetzbar sein. In-
soweit werden wir kurzfristige 
Kundenwünsche nicht mehr 
bedienen können.“ Insgesamt 
bringe das Gesetz mehr Büro-
kratie und begrenze die Flexi-
bilität. 

Für die gesamte Branche 
spricht Thomas Hetz, Haupt-
geschäftsführer des Bundesar-
beitgeberverbandes der Perso-
naldienstleister (BAP): „Die 
Flexibilität der gesamten deut-
schen Wirtschaft wird weiter 
eingeschränkt. Klassische Ver-
tretungen wie Eltern- oder Pfle-
gezeit werden mit der Höchst-
überlassungsdauer von 18 Mo-
naten kaum mehr möglich 
sein. Leider hat es der Gesetz-
geber dann auch noch bei 
Equal Pay versäumt, eine Defi-
nition vorzulegen. Damit ent-
steht neben höheren bürokra-
tischen Belastungen Rechtsun-
sicherheit sowohl für Personal-
dienstleister als auch deren 
Kunden.“ 

Deswegen sei es nicht in 
Ordnung, dass der Staat selbst 
kleinste Verstöße mit scharfen 
Strafen ahnde. „Die Gesetzes-
änderungen helfen nicht ein-
mal den Zeitarbeitnehmern. 
Denn diese profitieren finan-
ziell von längerfristigen Einsät-
zen – entweder schon seit lan-
gem durch Branchenzuschläge 
oder demnächst durch Equal 
Pay, was jedoch beides bei ver-
kürzter Einsatzdauer wegfällt.“ 

Die Personaldienstleister 
sind alarmiert. Die Neu-
regelung der Zeitarbeit 
bedeutet für sie erhebli-
che Risiken, hohe Kosten 
und ganz viel Bürokratie. 
Auch die Personaldienst-
leister in Osthessen ste-
hen vor Veränderungen.

Von Volker Nies

Personaldienstleister in Sorge
JOB AG, RÜBSAM UND VERBAND warnen vor Folgen neuer Gesetze

Dr. Jens-Wilhelm Oberwinter

WIRTSCHAFT UND KARRIERE AM WOCHENENDE

Überzeugt hat die Jury am 24. 
Januar, dass neben der Stär-
kung der regionalen Wert-
schöpfung auch die Fruchtfol-
ge durch die bessere Auslas-
tung der Felder aufgelockert 

wird. Süßkartoffeln liegen im 
Trend. Bio-Süßkartoffeln aus 
Bayern sind hingegen ein No-
vum: „Bis Oktober 2015 konn-
ten wir unseren Kunden auch 
nur Importware meist aus Ita-
lien bieten“, sagt André Wag-
ner. Der Einkäufer für Obst und 
Gemüse bei Tegut ist stolz, dass 
nun ab Spätsommer die Knol-
len aus Süddeutschland kom-
men können: „Der Anbau in 
Deutschland ist natürlich auch 
abhängig von der Witterung, 
aber dort ist es warm genug“. 
2016 konnten bereits fünf Ton-
nen verkauft werden.  vn

Das Tegut-Engagement 
für Bio-Süßkartoffeln ist 
einzigartig und wurde 
nun in Berlin mit dem 
zweiten Platz beim deut-
schen Regionalpreis der 
Lebensmittel Praxis und 
Internationale Grüne 
Woche gewürdigt.

TEGUT wird bei Internationaler Grüner Woche für Süßkartoffeln-Engagement geehrt

Silberner Regional-Star in der Kategorie Innovation

Monika Waas, André Wagner und Rudolf Waas (von links) freuen sich über die Ehrung.

Die Zeitarbeitsbranche bringt der gesamten Wirtschaft mehr Flexibilität. Foto: dpa


